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Bonn, den 22. Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Überblick über die voraussichtliche Entwicklung des Bundeshaus- 
halts für den Drei- Jahreszeitraum 1964 bis 1966 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 15. Mai 1963 
— Umdruck 293 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 76. Sitzung 
am 15. Mai 1963 folgenden Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD angenommen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundes- 
tag im Rahmen des Finanzberichts 1964 einen 
Überblick über die voraussichtliche Entwicklung 
des Bundeshaushalts für den Drei-Jahreszeitraum 
1964 bis 1966 vorzulegen. 

Diese Übersicht soll auch enthalten 

1. die Höhe der auf rechtlichen oder internatio- 
nalen Verpflichtungen beruhenden Leistungen 
sowie deren Veränderung; 

2. das Ausmaß der voraussichtlich neu entstehen- 
den Ausgabeverpflichtungen; 

3. die Möglichkeiten zum Abbau von Subven- 
tionen." 

Hierzu nimmt die Bundesregierung wie folgt Stel- 
lung: 

Der Finanzbericht 1964 enthält zur Frage der 
Subventionen (Nr. 3 der Entschließung) den Beitrag 
„Die Entwicklung der finanziellen Hilfen im Bundes- 
haushalt sowie der Steuer- und Zinsbegünstigungen 
von 1961 bis 1963" (S. 116 ff.). Dagegen konnte der 
Überblick über die voraussichtliche Entwicklung des 
Bundeshaushalts bis 1966 nicht in den Bericht auf- 
genommen werden. 

Im Zeitpunkt der endgültigen Drucklegung des 
Finanzberichts 1964 — Ende Dezember 1963 — hätte 
ein derartiger Überblick so viele und große Un- 
sicherheiten aufgewiesen, daß er als Vorausschau 


nicht brauchbar gewesen wäre. Auf der Einnahme- 
seite war insbesondere die Höhe des Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer noch un- 
geklärt. Auf der Ausgabeseite darf vor allem auf 
die Ungewißheit in der Belastung des Sozialhaus- 
halts durch die Neuregelung der Kriegsopferversor- 
gung und das Sozialpaket, des Agrarhaushalts durch 
die Einführung neuer EWG-Marktordnungen und 
schließlich des Verteidigungshaushalts hingewiesen 
werden. Ein Gesamtüberblick nach dem Stand Ende 
1963 hätte demnach nur ein sehr unvollständiges und 
wenig aussagefähiges Bild enthalten. Die Bundes- 
regierung mußte daher zur Vermeidung von Fehl- 
schlüssen in der Öffentlichkeit von der Aufnahme 
des Überblicks in den Finanzbericht 1964 absehen. 

Auch heute läßt sich ein derartiger Überblick nur 
mit ganz erheblichen Vorbehalten erstellen. Zwar 
sind seit Ende 1963 einige der damaligen Unsicher- 
heiten geklärt worden. Die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und damit die Höhe der Steuereinnah- 
men sowie die Entwicklung in einzelnen Ausgabe- 
bereichen sind aber immer noch nicht hinreichend 
genau zu überschauen. Auf der Einnahmeseite ist 
insbesondere auf die im einzelnen noch ungewisse 
konjunkturelle Entwicklung und auf die Auswirkun- 
gen der von der Bundesregierung bereits beschlos- 
senen und noch vorgesehenen konjunkturpolitischen 
Maßnahmen hinzuweisen. Auf der Ausgabeseite 
sind beispielsweise die Unsicherheiten im Agrar- 
haushalt (Mansholt-Plan), im Verteidigungshaushalt 
und bei der Entwicklungshilfe anzuführen. Die ge- 
wünschte Übersicht kann demnach auch heute kein 
vollständiges Bild von der künftigen Entwicklung 
geben. 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Im Bundesministerium der Finanzen — Haushalts- 
abteilung — ist ein besonderes Referat geschaffen 
worden, das zusammen mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft längerfristige Haushaltsüberlegungen 
vorbereitet. Dabei kann die Entwicklung des Bundes- 
haushalts nicht isoliert betrachtet werden. Vielmehr 
ist es notwendig, darüber hinaus auch den Rahmen 
für die Entwicklung der Länder- und Gemeinde- 
haushalte abzustecken und schließlich die gesamte 
öffentliche Haushaltswirtschaft in die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung einzufügen. Die damit zu- 
sammenhängenden Fragen werden in einem Arbeits- 
kreis mit Vertretern der Länderfinanzministerien 
geklärt werden. Der Bildung dieses von mir vor- 
geschlagenen Arbeitskreises haben die Finanzmini- 
ster der Länder in der Finanzministerkonferenz in 
Berlin am 10./11. Juni 1964 zugestimmt. Die Haus- 
haltsübersichten sollen dazu beitragen, daß die Ent- 
wicklung der Öffentlichen Ausgaben in einem wirt- 
schaftspoli tisch vernünftigen Verhältnis zum Wachs- 
tum des Bruttosozialprodukts gehalten und die wirt- 
schaftliche Entwicklung langfristig stabilisiert wer- 
den. 

Die damit verbundenen Arbeiten bedürfen einer 
sorgfältigen Vorbereitung, so daß ein Ergebnis erst 
nach geraumer Zeit vorliegen wird. Möglicherweise 
wird sich eine gesetzliche Vollmacht zur Beschaffung 
von umfassenden Unterlagen als notwendig erwei- 
sen. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich daher 
nur folgende allgemeine Angaben machen: 

Die zunehmenden konjunkturellen Spannungen 
zwingen zu einer scharfen Begrenzung der Aus- 
gabenexpansion im Bundeshaushalt auf eine jähr- 
liche Zuwachsrate von höchstens 5 bis 6 v. H., die 
dem mutmaßlichen Wachstum des realen Brutto- 
sozialprodukts in den Jahren 1964 bis 1966 ent- 
sprechen dürfte. Für den Bundeshaushalt 1965 wurde 


dieser Forderung durch die vom Bundeskabinett be- 
schlossene Begrenzung des Ausgabenvolumens auf 
63,9 Mrd. DM Rechnung getragen. Auch für 1966 
wird zu unterstellen sein, daß eine Steigerung der 
Gesamtausgaben des Bundes um mehr als 6 v. H. 
gegenüber 1965 im Hinblick auf die mutmaßliche 
Entwicklung des volkswirtschaftlichen Leistungs- 
potentials nicht vertretbar ist. 

Die erforderliche Begrenzung des Ausgabenwachs- 
tums wird durch die Entwicklung derjenigen Be- 
lastungen des Bundeshaushalts wesentlich erschwert, 
die aufgrund rechtlicher und internationaler Ver- 
pflichtungen mehr oder weniger automatisch stei- 
gen, ohne daß es neuer Ausgabenbeschlüsse bedarf. 
Hierzu gehören vor allem Zuschüsse zur Sozialver- 
sicherung, Straßenbauausgaben, Schuldendienst, 
Sparprämien und Entwicklungshilfe. Diese Verpflich- 
tungen betragen einschließlich der Ausgaben für die 
Verteidigung insgesamt etwa 90 v. H. der Gesamt- 
ausgaben und werden in den kommenden Jahren 
die konjunkturpolitisch jeweils zulässige Wachs- 
tumsrate des Bundeshaushalts erheblich übersteigen. 
Die wünschenswerte Begrenzung des Ausgabewachs- 
tums kann mithin nur dadurch erreicht werden, daß 
die nicht auf Rechtsverpflichtung beruhenden An- 
sätze des Bundeshaushalts 1965 um etwa 2 Mrd. DM 
und in 1966 um etwa die gleiche Größenordnung 
gekürzt werden. Zur Finanzierung der dann mög- 
lichen Mehrausgaben dürften die Steuermehrein- 
nahmen beider Jahre trotz der vorgesehenen Steuer- 
senkungsmaßnahmen gerade ausreichen. 

Die Einordnung der Finanzpolitik des Bundes in 
die allgemeine Wirtschaftsentwicklung läßt für neue 
Gesetzgebungsvorhaben, die zusätzliche Belastun- 
gen in den Jahren 1965 und 1966 verursachen, eben- 
sowenig Spielraum wie für die Erfüllung von son- 
stigen Ausgabewünschen, so berechtigt sie im Ein- 
zelfall auch sein mögen. 


Dahlgrün 



